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AfD-Fraktion unterstützt Entpolitisierung des Bundesverfassungsgerichts
Zu Plänen der anderen Fraktionen, das
Bundesverfassungsgericht zu entpolitisieren, teilt der
Parlamentarische Geschäftsführer und Justiziar der AfD-
Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, mit: 

„Die Angst der Parteien vor einer absoluten Mehrheit der
AfD, die es ihr ermöglichen könnte, das Spiel, dass die
alten Parteien seit Jahren betreiben, zu übernehmen und
eine massive Einflussnahme auf die höchste
Gerichtsbarkeit auszuüben, ist offenbar enorm. Dabei
sind wir es als AfD-Fraktion, die für wirkliche
Gewaltenteilung stehen. Wir sind es, die hartnäckig
gegen die Vermischung der Gewalten kämpfen, jeden
Tag.

Wir stehen für schnelle und transparente Verfahren, für
eine Begründungspflicht bei Nichtzulassung und
positionieren uns vor allem gegen jedwede politische
Einflussnahme auf die Auswahl der Richter und die
Arbeit des Bundesverfassungsgerichts. Es ist schade, dass
sich die Altparteien auch dieses Gericht zur Beute
gemacht haben. Und es ist gut, wenn sie das nun, freilich
zu wenig, aber immerhin erkannt haben."

https://www.brandner-im-bundestag.de/berlin/stephan-brandner-afd-fraktion-unterstuetzt-entpolitisierung-des-bundesverfassungsgerichts.html
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/6QEE3gzC5Kk?si=P_bPHy9OYyfZYGPE
https://youtu.be/fJlzwyQkXm4?si=3JZP-O70sgiHmkEf
https://youtube.com/shorts/FsSl5FtKUVs?si=qO2Cd0sBOCSXQjMH
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Dienstag, 30. Januar 2024
 
Familien-Etat mit knapp 14 Mrd Euro beschlossen – inklusive fragwürdiger
Demokratieförderprojekte
 
Der Bundestag hat am Dienstag den Etat des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend in zweiter Beratung gebilligt. Massive Kürzungspläne sorgten im Spätsommer 2023 für
deutliche Verunsicherung, unter anderem bei den Freiwilligen-diensten. Bruno Hönel (Bündnis
90/Die Grünen) betonte, dass die Koalition zu ihren von Anfang an gesetzten Prioritäten, zur
Stärkung der Kinder- und Jugendpolitik, des freiwilligen Engagements und zur Finanzierung der
Demokratieförderprojekte stehe. Ulrike Schielke-Ziesing (AfD) wirft der Bundesregierung vor, damit
eine „grüne Ideologie“ beziehungsweise „grüne Partikularinteressen“ durchsetzen zu wollen.
„Dahinter stehen abertausende bezahlte Mitarbeiter, die ‚irgendwas mit Demokratie‘ machen“, sagte
sie. Sie kritisierte außerdem die Finanzierung der Jugendorganisationen der Parteien, außer jener
der AfD, und betonte, es sei eigentlich genug Geld da, es werde nur an den falschen Stellen
ausgegeben.

Verkehr - Maßnahmen zur Sanierung der Infrastruktur bleiben strittig

Der Bundestag hat am Dienstag mit dem Votum der Koalition gegen die Stimmen von Opposition
und fraktionslosen Abgeordneten den Etat des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr in
zweiter Beratung gebilligt. Dirk Spaniel (AfD) sieht die Bahn momentan in einem beklagenswerten
Zustand. Verantwortlich dafür sei Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP), befand der AfD-
Abgeordnete. Schließlich sei die Deutsche Bahn AG im Eigentum des Bundes. Versagt habe der
Minister aber auch bei der Sanierung der Autobahnen. Angekündigt habe er, die
sanierungsbedürftigen 4.000 Brücken innerhalb von zehn Jahren zu erneuern. Laut einem Bericht
des Bundesrechnungshofes saniere aber die Autobahn GmbH des Bundes pro Jahr lediglich 100
Brücken. Die Ampel, so die Einschätzung Spaniels, habe keinen Plan, wie sie die Infrastruktur in
Deutschland sanieren will.

Wohnungsbaukrise dominiert Debatte um Bauhaushalt

Ebenfalls am Dienstag hat der Bundestag in zweiter Beratung den Etat des Bundesministeriums für
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) gebilligt. Insgesamt sieht der Einzelplan des
BMWSB Ausgaben in Höhe von 6,73 Milliarden Euro vor, 2023 waren es 7,33 Milliarden Euro.
Eine Milliarde Euro stünden in dem neuen Förderprogramm „Klimafreundlicher Neubau im
Niedrigpreissegment – Wohngebäude mit kleinen bis mittleren Einheiten“ (KNN) bereit. Der
Opposition ist das zu wenig. Markus Uhl (CDU/CSU) sprach von einer weiteren „Zerfledderung“ der
Förderlandschaft. Die Ampelregierung habe es in den letzten zwei Jahren nicht geschafft, die
Anreize für mehr bezahlbaren Wohnraum umzusetzen. „Ihr Ziel, 400.000 neue Wohnungen jährlich
zu bauen, werden Sie auch dieses Jahr verfehlen“, sagte Uhl. Sebastian Münzenmaier (AfD) ging
noch härter mit der Bundesregierung ins Gericht. Er forderte die komplette Rücknahme des
Gebäudeenergiegesetzes (GEG). Damit habe sich Bauen und Wohnen „extrem verteuert“, und
Bauvorhaben würden zurückgestellt.
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Mittwoch, 31. Januar 2024
 
Generaldebatte - Höhepunkt der Haushaltswoche

Der Höhepunkt der Haushaltswoche ist am Mittwoch die Generaldebatte zwischen Regierung und
Opposition, dietraditionell zum Tagesordnungspunkt des Kanzler-Etatsgeführt wird. Friedrich
Merz, als Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion mahnte an, dass Europas Unternehmen auf dem
Weltmarkt wettbewerbsfähig werden müßten. Voraussetzung dafür sei, dass Deutschland seine
Wachstumsschwäche überwinde. Damit leitete Merz über zu Generalkritik an der Regierung: „Wir
sind in allen wesentlichen Fragen vollkommen anderer Meinung als Sie, und zwar im Grundsatz“,
sagte er in Richtung von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD). Deshalb habe seine Fraktion auch keine
Änderungsanträge zum Bundeshaushalt 2024 eingereicht.
 
Die AfD-Fraktionsvorsitzende Dr. Alice Weidel thematisierte in ihrer Rede die Recherchen der
Correctiv-Redaktion über ein Treffen von Rechtsextremen und bezeichnete diese als „Spürstasi mit
unglaublichen Lügen“. Sie sprach von einer „Verleumdungskampagne“. Der Ampel-Koalition warf
sie vor, Energie künstlich zu verteuern und kritisierte eine „Verbotspolitik“. Sie sei das „größte
Standortrisiko für Deutschland“. Für die gegenwärtige Rezession trage „allein diese unfähige
Regierung die Verantwortung“. Die Regierung kaufe neue Hubschrauber und Autoflotten und gebe
800 Millionen Euro für ein „Protzkanzleramt“ aus, kritisierte Weidel. Sie forderte die Schließung
der Grenzen und die Rückführung von ausreisepflichtigen Ausländern. „Das ist die Herrschaft des
Rechts“, sagte Weidel. Ausländischen Staatsbürgern solle das Bürgergeld gestrichen werden. Weidel
weiter: „Diese Regierung hasst Deutschland. Machen Sie den Weg frei für Neuwahlen.“
 
Ordnungsruf bei Debatte über den Verteidigungshaushalt

Während der Rede von Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zum Verteidigungshaushalt machte
Stephan Brandner einen Zwischenruf: „Sie mit Ihrer RAF-Vergangenheit! Terrorwurzeln bei den
Grünen!“ Dafür erteilte die Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen) dem
Abgeordneten einen Ordnungsruf. Er legte dagegen Einspruch ein mit der Begründung, dass es sich
um eine Tatsachenbehauptung handele.฀
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Donnerstag, 1. Februar 2024

Aussprache zum Justizhaushalt

Der Bundestag hat am Donnerstag den Etat des Bundesministeriums der Justiz (Einzelplan 07)
und den Etat des Bundesverfassungsgerichts (Einzelplan 19) in zweiter Beratung gebilligt. Für
die AfD-Fraktion warf Dr. Michael Espendiller Justizminister Buschmann vor, nicht genug für
den Bürokratieabbau zu tun. Von dem geplanten Bürokratieentlastungsgesetz IV würde es noch
13 weitere benötigen, nur „um ihre Ampelbürokratie wieder loszuwerden“, sagte Espendiller.
„Statt unsere Wirtschaft zu retten, befasst sich der Minister lieber mit linksgrünen
Ideologieprojekten und der Beerdigung unserer Meinungsfreiheit“, meinte der Abgeordnete.
Espendillerforderte einen „Befreiungsschlag“, um aus dem „Dschungel von Bürokratie und
Ausgaben“, in dem Deutschland ersticke, herauszukommen. Die Bundesregierung solle daher
den Weg für Neuwahlen frei machen, forderte der Haushaltspolitiker.
 
Thomas Seitz (AfD) wandte sich an den Justizminister: „Wenn der Verfassungsschutz nicht
mehr seinem Auftrag zur Sammlung und Auswertung von Informationen nachkommt,
sondern gezielt die öffentliche Meinung zumindest indirekt manipuliert und die Opposition
bekämpft, sind Rechtsstaat und Demokratie am Ende, vor allem wenn der Justizminister dazu
schweigt, weil er die Konfrontation mit der umstrittenen Innenministerin mit Hang zum
Linksextremismus, Frau Faeser, scheut. Es war Frau Faeser, die vor Kurzem die eindeutig
verfassungsfeindliche Forderung erhob, Familienangehörige krimineller Clans einfach
abzuschieben, also eine erweiterte Sippenhaft, weil man den falschen Nachnamen trägt,
ungeachtet der Staatsangehörigkeit. Von unserer AfD-Politik werden dagegen alle profitieren,
die legal in Deutschland sind, sich integrieren, arbeiten und Steuern zahlen, ganz egal ob mit
oder ohne Migrationshintergrund.“
 
 
Einspruch gegen Ordnungsruf abgelehnt

Mit breiter Mehrheit gegen die Stimmen der AfD hat der Bundestag am Donnerstag den
Einspruch des Abgeordneten Stephan Brandner gegen den ihm erteilten Ordnungsruf
zurückgewiesen. Der Abgeordnete hatte den Ordnungsruf am Vortag von der sitzungsleitenden
Vizepräsidentin Kathrin Göring-Eckhardt (Bündnis 90/Die Grünen) erhalten. Brander habe
während der Sitzung eine Abgeordnete in die Nähe einer terroristischen Vereinigung gestellt.
Er rief der Rednerin der Grünen, Sara Nanni, zu: „Sie mit Ihrer RAF-Vergangenheit!
Terrorwurzeln bei den Grünen!“฀
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Freitag, 2. Februar 2024
 
Haushalt 2024 - AfD kritisiert neue Milliardenverpflichtungen

Der Bundestag hat am Freitag den Bundeshaushalt 2024 beschlossen. Namentlich wurde das
Haushaltsgesetz 2024 mit 388 Ja-Stimmen gegen 279 Nein-Stimmen verabschiedet. Darüber hinaus
wurde ein Gesetzentwurf von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP für ein zweites
Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von
CDU/CSU und AfD angenommen.
 
Verfassungskonforme Haushalte, so Peter Boehringer (AfD), seien nur mit „ideologiefreier
Allgemeinpolitik“ zu erreichen. „Das klappt nicht, wenn man wegen der rein ideologisch motivierten
und mit langer Ansage gescheiterten Energietransformation als Notreserve Gaskraftwerke für 750
Milliarden Euro bauen muss“, sagte er. Bezahlen müssten diese gigantische Summe die deutschen
Stromkunden, „die sich auf drastisch steigende Rechnungen einstellen müssen“. Erst gestern habe
zudem Bundeskanzler Scholz im Europäischen Rat Deutschland viele neue Milliardenverpflichtungen
für die Ukraine aufgebürdet. Diessei über ein 50 Milliarden Euro Schuldenprogramm der EU erfolgt, das
im „Brüsseler Nirvana“ verbucht werde. „Vorbei am deutschen Haushalt, aber ganz sicher nicht am
deutschen Steuerzahler“, sagte Boehringer. Mit AfD-Regierungen seit 2010 hätte es seiner Aussage nach
keine Verschuldung für die Euro-Rettung, keine für den „Corona-Irrsinn“ und auch keine Verschuldung
für den Ukrainekrieg gegeben.
 
Stephan Brandner in seiner Rede zum Haushalt: „Die Viererbande auf der Regierungsbank hat unseren
Staat platt gemacht.“ „Ein Bundespräsident, der Millionen Menschen draußen als Ratten bezeichnet. All
die, die nicht seiner Meinung sind, sind Ratten. Ich rufe ihm zu, lieber Herr Steinmeier, denken Sie
darüber nach. Ratten, die ihre Bauexzesse finanzieren müssen, die finanzieren letztendlichein
Rattenloch.“ Die Bundestagspräsidentin Bärbel Bas erteilte Stephan Brandner daraufhin einen
Ordnungsruf, für die Bezeichnung „Rattenloch“ für ein Verfassungsorgan.
 
Bundestag beschließt Gruppenstatus für Die Linke und BSW

Der Bundestag hat am Freitag die Rechtsstellung der parlamentarischen Gruppen Die Linke und BSW
(kurz für: „Bündnis Sahra Wagenknecht – Für Vernunft und Gerechtigkeit“) geregelt und einen
entsprechenden Gruppenstatus beschlossen. Das Plenum hat mit der Mehrheit von SPD, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP gegen die Stimmen von CDU/CSU und AfD jeweils zwei dazu vorgelegte
Beschlussempfehlungen des Ältestenrates angenommen.
Hintergrund der Regelung ist die Auflösung der einstigen Fraktion Die Linke im vergangenen Jahr.
Nachdem mehrere Abgeordnete die Fraktion verlassen hatten und dadurch die Mindeststärke von 37
Mitgliedern nicht mehr gewahrt wurde, trat die Fraktion am 6. Dezember 2023 in einen sogenannten
Liquidationsprozess ein.
 
Stephan Brandner sagt dazu in seiner Rede: „Wir lehnen den Extrawurstsalat für die Linken ab. Es ist
wurstig gemacht, durchschaubar und undemokratisch.“ „Eine Extrawurst, ich muss das so salopp
formulieren, sitzt gerade hinter mir, nämlich eine Vizepräsidentin Petra Pau, die auf Fraktionsticket
gewählt worden ist und sich immer noch im Amt befindet.“
Für diese Aussage erteilte Petra Pau dem Abgeordneten einen Ordnungsruf, wegen Herabwürdigung des
Präsidiums.
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#Brandnerunterwegs in Birkenwerder
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#Brandnerunterwegs am Wochenende
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Termine
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Die neue Klartext ist da!

Abholbar zu den Öffnungszeiten in
unseren Büros in Gera, Altenburg,
Apolda, Gößnitz, Zeulenroda und

Sömmerda!



Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Nach Vereinbarung

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17
Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17
Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1. — 11011 Berlin 


